
Gerechtigkeit Jetzt ! Aber wie ?
Natürlich sind auch wir von REVOLUTION bei der Klimawoche in Berlin vom
20.-29.10. am Start! Seit Jahren versuchen wir einen antikapitalistischen Pol
in FridaysForFuture aufzubauen und sehen in der Klimawoche eine neue
Chance dafür, die linkeren und radikaleren Kräfte der Klimabewegung zu
bündeln.  Ein  wichtiges  Moment  ist  dabei  die  anstehende  Konferenz  der
Visionen.  Unter  dem  Slogan  „Gerechtigkeit  jetzt!“  werden  dort
wohnungspolitische, antirassistische und klimabewegte Initiativen, Gruppen
und Bündnissen zusammenkommen und sich miteinander vernetzen. Auch
wir  werden  vor  Ort  sein,  um  die  Frage  nach  Gerechtigkeit  mit  der
Systemfrage zu verbinden. Es ist das ungleiche Verhältnis zwischen Arbeit
und Kapital, zwischen denjenigen, die sich Mehrwert privat aneignen, und
denjenigen,  die  Mehrwert  global  produzieren  und  dabei  ausgebeutet,
entrechtet,  migrantisiert,  sexualisiert,  vertrieben,  erschossen  oder
entmündigt werden, das die Ursache globaler Ungerechtigkeitsverhältnisse
ist. Gerechtigkeit schaffen bedeutet für uns das zu erkennen und uns als
globale  multiethnische  Arbeiter_innenklasse  zu  begreifen,  die  als  einzige
soziale Kraft dieses ungerechte System aus den Angeln hebeln kann.

Auf der Konferenz der Visionen dürfen wir deshalb nicht auf der Ebene des
Austauschs  und  der  Vernetzung  stehen  bleiben,  sondern  müssen  uns
tatsächlich überlegen, welche gemeinsame linke Perspektive wir der globalen
Dreifachkrise,  aus  Klimakrise,  Coronakrise  und  Wirtschaftskrise
entgegensetzen  können.  Als  einzelne  Bewegungen  können  wir  unsere
Forderungen  nicht  durchsetzen.  Vielmehr  müssen  wir  ein  gemeinsames
Bewusstsein  dafür  entwickeln,  dass  die  Zerstörung  dieses  Planeten,  die
rassistischen Grenzregimes, die Überausbeutung und militärische Zerstörung
abhängiger Länder als auch die Verdrängung aus unseren Wohnungen ihren
Ursprung  in  der  kapitalistischen  Produktionsweise  haben.  Wenn  wir  es
wollen,  kann  diese  Konferenz  den  Startpunkt  einer  internationalen
Bewegung darstellen, die sich aus verschiedensten Kämpfen kommend gegen
die  globale  Dreifach-Krise  des  Kapitalismus  formiert  und  gemeinsame
Forderungen  aufstellt.  Eine  Bewegung,  in  der  wir  unsere  verschiedenen
Programme und Theorien im gemeinsamen Kampf auf die Probe stellen und
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in der wir gemeinsam einen Zustand beenden, in dem wir als entmündigte
Schüler_innen  und  prekarisierte  Arbeiter_innen  die  Kosten  dieser  Krise
zahlen!

Eine  solche  Bewegung  wird  nur  erfolgreich  sein  können,  wenn  sie  den
Anschluss  an  die  gesellschaftliche  Basis  findet.  Während  wir  zum einen
gemeinsam auf der Konferenz diskutieren, müssen wir also zum anderen
unsere Ideen dort hintragen, wo wir uns tagtäglich bewegen, nämlich in
unsere Schulen, Unis und Betriebe. Dort müssen wir Diskussionen anstoßen,
lokale  Probleme  mit  der  Perspektive  einer  globalen  Antikrisenbewegung
verbinden  und  Organisationsstrukturen  aufbauen,  die  als  Basis  der
Bewegung  fungieren.

Könnte rot-gelb-grün eine linke Regierung werden?

Dabei können wir uns nur auf uns selbst, die Erkenntnisse unser kritischen
Analysen und die Stärke unserer Kampferfahrungen verlassen. Denn wenn
wir für globale Gerechtigkeit einstehen, können wir das nicht mit einer rot-
gelb-grünen „Ampelkoaltion“ machen, sondern müssen dies vielmehr gegen
diese durchsetzen.  Die  Sondierungspapiere  zeigen,  dass  den angeblichen
„Fortschritt“,  den  diese  Koalition  schaffen  möchte,  die  Lohnabhängigen
weltweit  bezahlen  sollen.  Uns  wurde  eine  Pflegeoffensive  versprochen,
bekommen  werden  wir  Arbeitszeitverlängerungen  und  privatisierte
Krankenhäuser.  Uns  wurde  auch  eine  Erhöhung  des  Mindestlohns
versprochen, bekommen werden wir eine Minimalerhöhung auf 12 €,  die
noch unter der Inflation und den steigenden Preisen bleibt. Anstelle einer
Einhaltung  des  1,5  Grad-Ziels,  wird  die  deutsche  Wirtschaft  grün
angepinse l t ,  um  s ich  im  in ternat iona len  Wettbewerb  mi t
ressourcenintensiven E-Autos durchzusetzen. Statt durch eine Besteuerung
der Reichen sollen die Kosten milliardenschwerer Investitionspakete durch
Sozialkürzungen  und  eine  neoliberale  Umstrukturierung  der
Rentenversicherung  finanziert  werden.  Ihre  Forderung  nach  einer
bundesweiten  Mietpreisbremse  hat  die  SPD  sowieso  am  ersten
Verhandlungstag  sofort  über  Board  geworfen.

Krankenhausbewegung,  Mieter_inneninitiativen,  Klimaaktivist_innen,  wir



dürfen nicht  erst  auf  die  Angriffe  der  neuen Regierung warten,  sondern
müssen uns selbst ab Tag 1, ab heute, in die Offensive bringen, wenn wir
Schlimmeres verhindern wollen. Auf der Klimakonferenz müssen wir uns also
überlegen, welche Forderungen es gegenüber der neuen Regierung braucht
und wie wir diese gemeinsam durchsetzen können. Dabei muss es zum einen
darum  gehen,  auch  in  die  Gewerkschaften  im  Zuge  der  anstehenden
Tarifverhandlungen eine klassenkämpferische Politik zu tragen. Zum anderen
richten wir uns auch die Jugendorganisationen „Jusos“, „Grüne Jugend“ und
„Linksjugend  solid“.  Brecht  mit  der  rassistischen,  sexistischen  und
arbeiter_innenfeindlichen Politik eurer Parteien, die in der Opposition nur
große Töne spucken und sich sofort den rechten und neoliberalen Kräften
anbiedern, sobald sie im Bund oder Land mitregieren können!

Was schlägt Revo vor?

Als  Anknüpfungspunkt  einer  Debatte  um  eine  internationale
Antikrisenbewegung schlagen wir der Konferenz eine Reihe von Forderungen
vor. Dabei ist es uns wichtig, Forderungen, die konkrete Verbesserungen im
Hier  und  Jetzt  erzielen,  mit  Forderungen,  welche  die  kapitalistische
Produktionsweise  gänzlich  in  Frage  stellen  und  letztlich  überwinden,  zu
verknüpfen.

Ein globales System der Überausbeutung von abhängigen Ländern durch
imperialistische  Länder  hält  Milliarden  Menschen  in  künstlich  erzeugter
Armut. Um die Extraprofite der Monopolkonzerne abzusichern, wurde die
koloniale  Beherrschung  durch  ein  differenzierteres  System  der
ökonomischen Abhängigkeit, militärischen Intervention und diplomatischen
Unterordnung  ersetzt.  Ausbeutung,  Krieg  und  Klimakrise  zwingen  heute
Millionen von Menschen zur Flucht und es werden mehr.

Für  die  Erlassung  aller  Schulden  von  abhängigen  Ländern  und
internationale Produktionsstandards, kontrolliert durch Organe der
Arbeiter_innenbewegung!
Für offene Grenzen und sichere Fluchtwege!
Staatsbürger_innenrechte für Alle
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!



Dezentrale Unterbringung in dafür enteignetem und frei wählbarem
Wohnraum!

Wo soll der Wohnraum herkommen? Kein Problem, Leerstand gibt es genug!
Immobilien sind ein gutes Anlagekapital und so wird mit unseren Wohnungen
spekuliert, werden Preise in die Höhe getrieben. Obdachlosenzahlen steigen,
Menschen werden an die Ränder der Stadt gentrifiziert. Jugendliche, die von
zu  Hause  ausziehen  wollen,  werden  an  ihre  Familien  gefesselt  und
bezahlbarer Wohnraum ist kaum noch zu haben. Der Berliner Volksentscheid
„Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ hat bereits bewiesen, dass sich eine
Mehrheit  von  Menschen  für  die  Vergesel lschaftung  großer
Immobilienkonzerne  gewinnen  lässt.  Es  liegt  nun  uns  einen  faulen
Kompromiss mit dem Berliner Senat zu verhindern und für eine bundesweite
Ausweitung der Initiative zu kämpfen.

Kollektiv  organisierte Mietboykotte und politische Streiks,  um die
Enteignung zu erzwingen!
Wohnraum für Alle, bezahlbar und in gutem Zustand!
Immobilienkonzerne  entschädigungslos  enteignen  und  unter
Selbstverwaltung durch Mieter_Innen stellen.

Nicht nur die Frage, wer migrantisiert wird und wer keine Wohnung findet,
hat einen Klassencharakter. Auch wer den Großteil der Zerstörung unseres
Planten  zu  verantworten  hat!  So  produzieren  allein  100  Konzerne
produzieren  70%  der  weltweiten  Emissionen.  Wir  fordern:

Schnellst  möglicher  Kohleausstieg!  Energiekonzerne,  die  nicht
gewillt  sind auf eine sozial  und umweltverträgliche Produktion zu
wechseln müssen enteignet werden!

Konzerne  die  sich  jahrelang  an  der  Umweltzerstörung bereichert
haben,  müssen  für  den  Schaden  aufkommen!  Investition  in  die
Forschung und Aufbau von wirklich umweltfreundlicher Produktion,
in  Rena tura l i s i e rung ,  ec t .  durch  Bes teuerung  der
Klimakillerkonzerne!
Kostenlose Umschulungsprogramme und Erschließung neuer Jobs für
Menschen  deren  Branche  wegfallen  und  Menschen  die  bereits



arbeitslos  sind!

Die Probleme, mit denen wir uns schon seit der Einschulung herumschlagen
mussten, die aus diesem scheiß System kommen, das das Geld lieber in die
Rüstung als in die Bildung steckt, diese Probleme sind seit Corona nochmal
viel deutlicher zu Tage getreten. Wir fordern:

Kleinere  Klassen  und  dafür  mehr  Lehrpersonal  und  mehr
sozialpädagogische und psychologische Fachkräfte!
Kostenlose digitale Endgeräte und Lehrmittelfreiheit!
Gleiche  Mitbestimmungsrechte  bei  den  Lehrplänen  und  beim
Unterrichtsstoff durch gewählte Organe von uns Schüler_innen!

Warum  Ziviler  Ungehorsam
nicht radikal ist.
Nahezu alle, die sich für die Radikalisierung der Umweltbewegung einsetzen,
von  XR  über  Ende  Gelände  zu  einer  Großzahl  der  Aktivist_Innen  in  der
antikapitalistischen Plattform Changeforfuture (CFF), haben eins gemeinsam:
die Berufung auf das Konzept “Ziviler Ungehorsam“. Wir als Revolutionäre
freuen  uns  natür l ich  über  jede_n,  d ie  angesichts  der  faulen
Kompromissvorschläge  seitens  der  Regierung  den  Widerstand  verstärken
wollen,  anstatt  sich  mit  bloßer  Aufmerksamkeit  zu  begnügen.  Mit  Zivilem
Ungehorsam  befinden  sich  jene  Verbündete  unseres  Erachtens  allerdings  in
einer Sackgasse, weshalb wir unter diesem ein wenig provokanten Titel hier
eine  politische  Kritik  formulieren  wollen  und  einen  Vorschlag,  wie  wir
tatsächlich  gewinnen  können.

Was ist Ziviler Ungehorsam und woher kommt er?
Ideengeschichtlich  wird  der  Ursprung  des  Begriffs  dem  Liberalisten  und
Selbstverwirklicher Henry D. Thoreau zugeordnet, der im 19. Jahrhundert eine
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(!)  Nacht im Gefängnis verbrachte, da er sich geweigert hatte Steuern zu
bezahlen und daraufhin seinen Akt des „zivilen Ungehorsams“ zum politischen
Prinzip erklärte. Dazu schrieb er seinen berühmten Essay „Civil Disobedience“
(auf  deutsch  „Über  die  Pflicht  zum  Ungehorsam  gegen  den  Staat“).  Später
wurde das Konzept noch von anderen Theoretiker_innen wie Hannah Arendt
und Jürgen Habermas aufgegriffen.

In  der  Theorie  handelt  es  sich  bei  Zivilen  Ungehorsam  um  einen
angekündigten  Regelübertritt,  mit  dem  man  auf  einen  gesellschaftlichen
Missstand aufmerksam machen will. Sobald diese Aufmerksamkeit erzeugt ist,
kümmern  sich  die  gesellschaftlichen  Mechanismen  dann  darum,  den
Missstand zu beheben. Plakatives Beispiel: Ein Mensch kettet sich an einen
Kohlebagger, wird zwar sofort davon losgeschnitten und verhaftet, die Medien
und die „Politik“ bemerken allerdings wie wichtig dieser Person das Thema mit
der  Kohle  war,  kommen  darüber  ins  Grübeln,  dass  das  mit  der
Kohleverstromung doch nicht so die beste Idee war und schwuppdiwupp –
Climate Justice. Da es hauptsächlich um die erzeugte Aufmerksamkeit geht,
ist es auch nicht notwendig Gewalt dabei einzusetzen, im Gegenteil erscheint
es  sogar  oft  als  vorteilhaft  sich  mit  „gewaltfrei“  zu  labeln,  um  die
Öffentlichkeit leichter auf der eigenen Seite zu halten. In jedem Fall aber ist es
nicht  vorgesehen,  den  Staat  anzugreifen,  da  man  ja  nur  durch  diesen
symbolischen  Regelübertritt  eine  Öffentlichkeit  schaffen  will  und  die  dafür
vorgesehen  Strafe  sogar  akzeptiert.  „Im  Gegensatz  zum  Revolutionär“,
schreibt dazu der bürgerliche Theoretiker Carl Cohen, „akzeptiert der zivile
Gehorsamsverweigerer  den  Rahmen  der  bestehenden  Autorität  und  die
generelle  Rechtmäßigkeit  der  Rechtsordnung.“

Zu Grunde liegt der ganzen Theorie ein sehr idealistisches Verständnis vom
bürgerlichen Staat. Demnach sei dieser eine Art Kompromiss der Interessen
seiner „Bürger“, der jedoch nur dann zufriedenstellend gelinge, wenn jedes
Individuum den  Staat  nach  seinen  eigenen  moralischen  Vorstellungen  zu
gestalten versuche. Der Zivile Ungehorsam bezeichnet dabei den Ausgleich
zwischen  dem  Individuum  als  Staatsbürger  und  als  moralisches  Subjekt:
Der_die einzelne Bürger_In soll durch ggf. ungehorsames Verhalten den Staat
im Sinne der eigenen moralischen Überzeugungen beeinflussen. Somit soll die



Staatsgewalt zu einem wahrhaft ausgeglichenen System ergänzt werden.

Was ist daran problematisch?
Es ist  wichtig zu verstehen, dass im Kapitalismus die Dinge nicht einfach
passieren, weil sie „sinnvoll“ sind. Es wäre sinnvoll niemanden hungern zu
lassen,  statt  2/3  der  Lebensmittel  wegzuschmeißen.  Es  wäre  sinnvoll
niemanden im Mittelmeer ertrinken zu lassen oder in Lager zu sperren. Es
wäre  sinnvoll  den  Planeten  nicht  zu  zerstören.  Die  Dinge  passieren  im
Kapitalismus  aus  genau  zwei  Gründen:  Entweder  es  bringt  Profit  oder  wir
haben es erkämpft. Entweder es liegt im Interesse der herrschenden Klasse
oder die Unterdrückten haben es ihnen abgerungen. Warum reden wir jetzt
schon wieder davon? Weil es nicht ausreicht, darauf aufmerksam zu machen,
dass etwas nicht sinnvoll ist. RWE kennt doch selbst die eigenen Bilanzen am
besten, weiß doch ganz genau, dass ihr Geschäft die Erde zu Grunde richtet,
aber ihr Geschäft ist ihnen alles, deswegen ist es egal.

Es ist auch eine falsche Vorstellung, dass der Staat schon macht was er soll,
wenn man es ihm nur sagt. Der Staat steht im Kapitalismus nämlich nicht über
den Klasseninteressen, im Gegenteil ist genau er dafür verantwortlich, dass
die Herrschaft des Kapitals mit Gewalt aufrecht erhalten und der Widerstand
dagegen unterdrückt wird. Wenn wir Freiheit und Klimagerechtigkeit wollen,
müssen wir diesen Staat also kaputt machen und dürfen uns nicht mit Bitten
an ihn begnügen.

Was wäre eigentlich radikal?
Radikal heißt die Dinge an der Wurzel packen. Die Wurzel des Klimawandels
liegt  unserer  Meinung  nach  im  Kapitalismus  und  insbesondere  im
Privateigentum an den Produktionsmitteln. Zur Überwindung dessen, müssen
wir die Lohnabhängigen dafür gewinnen, die Kapitalist_Innen zu enteignen
und die Produktion gemeinsam nach unseren Bedürfnissen und im Sinne des
Planeten zu gestalten. Das würde mehr bedeuten als nur einen Missstand im
System beheben, der Staat würde sich gegen uns stellen, wir müssten mit
allen Mitteln für unsere Freiheit kämpfen.

Statt nur Aufmerksamkeit zu erzeugen und uns darauf zu verlassen, dass die
Herrschenden handeln werden, müssen wir  unsere Ziele erzwingen, durch



Streiks,  Besetzungen,  Enteignungen.  Uns fehlt  nicht  eine Sitzblockade vor
dem Supermarkt,  uns fehlen koordinierte Streiks  der  Beschäftigten in  der
Lebensmittelindustrie. Uns fehlt nicht eine Menschenkette vor dem Flughafen,
uns  fehlt  die  durch  die  Gewerkschaften  getragene  Forderung  nach
kostenlosem Schienenverkehr für alle. Uns fehlt nicht der halbjährliche Ausflug
in die Kohlegrube, uns fehlt ein Generalstreik, der die demokratische Kontrolle
über die Strom- und die gesamte Produktion erkämpft.

Der  Streik  trifft  dieses  System  in  seinem  Herzen,  dem  Profit.  Wo  gestreikt
wird,  kann  kein  Profit  mehr  fürs  Kapital  produziert  werden,  es  wird
gezwungen,  den  Streik  zu  zerschlagen  oder  auf  unsere  Forderungen
einzugehen.  Gleichzeitig  werden wir  in  die  Lage versetzt  die  Betriebe zu
besetzen und auf eine wirklich nachhaltige Art und Weise für uns selbst zu
produzieren.

Militant oder gewaltfrei? Kollektiv oder individuell?
So schön es andernfalls auch wäre: Dass der Staat bereit ist, sich regenden
Widerstand mit aller Kraft  zu zerbrechen, hat er uns oft  genug bewiesen.
Dabei  ist  es  nicht  ausschlaggebend  wie  der  Protest  selbst  agiert,  auch
Sitzblockierer_Innen  werden  mit  Schmerzgriffen  abtransportiert  und  im
Sichtschutz  von  Bullenwagen zusammengeschlagen.  Wir  müssen  uns  also
verteidigen,  selbst  wenn  wir  nur  grundlegende  Rechte  wie  unsere
Versammlungsfreiheit  wahrnehmen  wollen.  Wichtig  dabei  ist  es  kollektiv
vorzugehen, denn durch Aktionen kollektiver Selbstermächtigung gelangen
wir sogar in die Situation, dass große gesellschaftliche Veränderungen wie
Enteignungen usw. auf einmal möglich werden. In dieser Hinsicht muss man
auch  zwischen  verschiedenen  Akteur_Innen  Zivilen  Ungehorsams
unterscheiden,  da  Massenaktionen  wie  Ende  Gelände  viel  mehr  Potential
haben als individuelle Steuerverweigerung.

Führungskrise der Arbeiter_Innenbewegung
Dass Ziviler Ungehorsam für viele so attraktiv ist, hat auch damit zu tun, dass
die eigentliche Arbeiter_Innenbewegung hier sehr schwach geworden ist und
planlos umherirrt. Schlimmer noch, die Führung der Lohnabhängigen, also die
Spitzenposten von SPD, Linkspartei und den Gewerkschaften, haben sich mit
ihren  Privilegien  und  hohen  Gehältern  ganz  gut  eingerichtet  mit  diesem



Schweinesystem und verraten mit ihrer „Sozialpartnerschaft“ ihre Klasse. Das
hat  aber  auch  dazu  geführt,  dass  Streiks  und  andere  ursprünglich
revolutionäre Kampfformen der Arbeiter_Innenklasse neuen Aktivist_Innen gar
nicht mehr so radikal vorkommen und sie sich dem modern wirkenden Zivilen
Ungehorsam anschließen. Unser Ziel muss es aber sein, diese Führungskrise
mit  einem  revolutionären  Programm  aufzuheben,  denn  die  Macht  einer
organisierten Arbeiter_Innenklasse wäre heute größer als je zuvor.

Warum wir trotzdem alle zu Ende Gelände müssen
Große Mobilisierungen sind oft  stärkende Momente der  dahinterstehenden
Bewegung. Die Entschlossenheit, mit der wir bei Ende Gelände vorgehen, gibt
uns auch die Erfahrung, dass wir Erfolge auch gegen den Staat prinzipiell
erreichen können. In der gemeinsamen Tat können wir dabei über unsere
verschiedenen Ansätze diskutieren und sie an der Praxis überprüfen. Fahrt
also alle mit uns nach dem Global Strike am 29.11. in die Lausitz und lasst uns
dieses Zeichen setzen, auch wenn wir nicht dabei stehen bleiben!

 

#Berlinblockieren  (XR)  –  ein
Bericht von den Blockaden
#Berlinblockieren, unter diesem Slogan besetzen Aktivist_Innen der
Kampagne Extinction Rebellion (XR) in den letzten Tagen
Verkehrsknotenpunkte des Landes Berlin. Im Rahmen dessen fand gestern
eine Blockade des Kurfürstendamms Ecke Joachimsthaler Straße statt.
Unter dem Slogan „Shut Down KuDamm“ blockierten etwa 1.000 Menschen
gestern die Kreuzung. Auch wir von REVOLUTION beteiligten uns an dieser
Aktion, die von der XR Youth Berlin organisiert wurde.

Zu Beginn zogen sich die Aktionen etwas hin. Das lag daran, dass es im
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Vorfeld bei den Anmeldegespräche scheinbar ein ungenauer Ort der
Kundgebung verhandelt wurde. Dies ermöglichte es der Polizei uns auf dem
Bürgersteig abzustellen, mit Hamburger Gittern zu ummauern und die
Blockadeaktionen hinauszuzögern. Erst deutlich später gelangten
Aktivist_Innen auf die Kreuzung und die Besetzung konnte stattfinden.
Scheinbar befreit die integrative Politik von XR gegenüber der Polizei,
diese nicht vor ihren Manövern. Leider konnten wir aufgrund dessen
unsere mit der XR Youth abgesprochene Rede nicht halten, da die Bühne
außerhalb der Blockade stand und wir es für falsch hielten, die
Aktivist_Innen von der Straße weg zu holen, um sich mit unseren Inhalten
auseinanderzusetzen.

Trotz der solidarischen Aufforderung in den Packlisten von XR, was auf
eine solche Blockade mitzubringen sei, forderten die Ordner_Innen vor XR
linke Kräfte auf, ihre Banner einzurollen. So geschehen gegenüber der
Revolutionären Kommunistischen Manifest-Gruppe (Europa), mit der wir uns
solidarisierten und mit den Ordner_Innen darüber stritten, warum wir
diese politische Zensur ablehnen, uns ihr widersetzen. Sie verhindert
nämlich eine offene Diskussion über die Perspektive der Klimabewegung.
Sollte das politische Programm der Führung hierbei falsch sein und nicht
zum Erfolg führen, dann verbrennen wir nicht nur eine ganze Generation
neuer politischer Aktivist_Innen, sondern auch unsere natürliche
Lebensgrundlage. Sollte ihre Position richtig sein, dann sollte sie doch
auch die offene Auseinandersetzung nicht scheuen. Selber eine Gruppe von
PoC’s (People of Color), die ein Transparent hatte, dass auf die
ermordeten Klimaaktivist_Innen aus dem Globalen Süden hinwies, sollte
versteckt werden. Hier bekommt der Slogan „Sagt die Wahrheit“ eine ganz
andere Bedeutung.

Insgesamt häuft sich aktuell die Kritik in der Linken an der Bewegung.
Auch wir haben vor Ort unter dem Slogan „Massenstreik oder ziviler
Ungehorsam“ die Frage des Programms der Klimabewegung und der Taktik
im
Kampf aufgeworfen und haben eine Kritik an der Bewegung in unserer
aktuellen Zeitung



(http://onesolutionrevolution.de/extinction-rebellion-ziviler-ungehorsam-als-a
ntwort-auf-die-klimakrise/).
Die Kritik an der Bewegung ist auch in weiten Teilen berechtigt, jedoch
dürfen wir als Revolutionär_Innen nicht nur kritisierend daneben stehen,
während die Bewegung Kreuzungen blockiert. Wir müssen den Protest
solidarisch unterstützen und gleichzeitig offen unsere Kritik
einbringen, notfalls auch gegen die Linie der Ordner_Innen. Dafür werden
wir uns weiterhin einsetzen!


